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Schmerzhaftes Gedenken
22. Jahrestag des Anschlags auf das AMIA-Zentrum
Das Gedenken an das AMIA-Attentat ist immer noch schmerzhaft. (Foto: AP)
Buenos Aires (AT/mc) - Die Wunde ist weiterhin offen: Auch nach 22 Jahren ist der verheerende Bombenanschlag auf das jüdische Gemeindezentrum AMIA, der am 18. Juli 1994 85 Personen auf brutale Weise in den Tod riss, nicht umfassend aufgeklärt.
Auch in diesem Jahr versammelten sich zum Jahrestag zahlreiche Menschen - unter ihnen Präsident Mauricio Macri - vor dem Grundstück an der Straße „Pasteur“ 633 im Stadtteil Once, um an die Bluttat zu erinnern. Um 9.53 Uhr, zur gleichen Uhrzeit, zu der damals der mit Sprengstoff beladene Lieferwagen explodierte, ertönten die Sirenen, um der Opfer zu gedenken.
Für die AMIA erneuerte deren Vizepräsident Ralph Thomas Saieg die Forderung seiner Organisation nach Gerechtigkeit und rechtsstaatlicher Aufarbeitung des Attentats. Auf keinen Fall dürfe die „Straflosigkeit gegen die Wahrheit obsiegen“, so der Funktionär.
Für die Macri-Regierung hatte Saieg lobende Worte parat: Die Maßnahmen, die diese zur Voranbringung der Ermittlungen getroffen habe, seien als „wirklich positiv“ zu bewerten. Hierbei hob er besonders die Außerkraftsetzung des sogenannten Iran-Memorandums hervor. Das Abkommen hatte die Kirchner-Regierung mit Teheran getroffen, wo die argentinische Justiz die Hintermänner des Attentats vermutet. Das Abkommen hatte offiziell zum Ziel, dass beide Länder in einer Wahrheitskommission gemeinsam an der Aufklärung arbeiten.
Doch die jüdischen Opferverbände waren der Meinung, dass sich mit dem Mullah-Staat eine solche Zusammenarbeit verbiete. Auch wäre der argentinischen Justiz dadurch die Ermittlungskompetenz entzogen worden. Saieg qualifizierte das Memorandum in seiner Rede als „unbrauchbares Instrument“.
An den anwesenden Justizminister Germán Garavano sowie den leitenden Ermittler Mario Cimadevilla gerichtet, forderte der AMIA-Vize dazu auf, dass die Aufklärung des Attentates als eine „Priorität des Staates“ eingestuft werden sollten.
Saieg brachte seine Überzeugung zum Ausdruck, dass es „iranische Bürger und die Hisbollah“ gewesen seien, die das Attentat geplant und ausgeführt hätten. Dies sei von der argentinischen Justiz dargelegt worden und entspreche auch der Sichtweise von Interpol, die bereits internationale Haftbefehle ausgestellt habe.
Für die Opfer sprach Sofia Guterman. Die Frau, die bei dem Anschlag ihre damals 18-jährige Tochter verloren hatte, beklagte die Unerträglichkeit zu wissen, dass die Hintermänner der Bluttat immer noch nicht bestraft seien. Sie monierte zudem die Instrumentalisierung der Tragödie für politische Zwecke. Von der aktuellen Regierung forderte sie Lösungen statt leerer Versprechen.
Mit Mauricio Macri war erstmals seit 2011 wieder ein Staatschef bei dem Gedenken anwesend. Als Bürgermeister von Buenos Aires hatte er zuvor nie teilgenommen. Er legte einen Kranz nieder, verließ die Veranstaltung jedoch schon zu Beginn der Reden - aus „terminlichen Gründen“, wie es hieß.
Argentinien
Erster großer Protest gegen Macri
Unzufriedenheit wegen massiver Preiserhöhungen
Trotz Dauerregens gingen zahlreiche Bürger auf die Straßen. (Foto: AP)
Buenos Aires (dpa/mc) - Nach massiven Preiserhöhungen im öffentlichen Sektor haben im ganzen Land Tausende Menschen mit Kochtopfschlagen gegen die Politik von Präsident Mauricio Macri protestiert. Bei knapp 30 Prozent Inflation hatte die liberale Regierung Preise erhöht, die von der Kirchner-Regierung teilweise jahrelang eingefroren waren. Allein die Gaspreise können nun bis um 400 Prozent in der Metropolregion Buenos Aires steigen.
Unter der Slogan #14JNoAlTarifazo hatten sich Ende der Vorwoche Tausende über soziale Netzwerke zu den Kochtopfprotesten verabredet, die seit der Finanzkrise und Pleite 2001 gewisse Tradition haben. Alleine am Obelisken im Herzen von Buenos Aires fanden sich trotz permanenten Regens rund 3000 Personen ein, um ihrer Unzufriedenheit Luft zu machen. Aber auch in Stadtteilen wie Caballito, Boedo sowie vor der Präsidentenresidenz im Vorort Olivos fanden sich zahlreiche Demons-tranten ein. Im Landesinneren kam es in Mendoza, Rosario, La Plata, Salta, La Rioja, Santa Fe, Córdoba, Neuquén und San Luis zu Protesten.
Unterstützung für die Kundgebungsteilnehmer kam vonseiten der politischen Opposition. So forderte José Luis Gioja, der Vorsitzende der Peronistischen Partei (PJ), den Rücktritt von Energieminister Juan José Aranguren. Dem einstigen Vorsitzenden von Shell Argentina wird vorgeworfen, durch seine Erdölpolitik zur Preisexplosion beigetragen zu haben: Aranguren habe die bisherigen Erdölimporte aus Bolivien durch überteuerte Lieferungen aus Chile ersetzt, um dadurch seinem alten Arbeitgeber ein lukratives Geschäft zu sichern.
Präsident Mauricio Macri stellte sich indes demonstrativ hinter seinen Minister. Er traue ihm zu, innerhalb der nächsten fünf bis sechs Jahre die Energiesituation Argentiniens wieder auf solide Grundlage zu stellen. Seine Landsleute rief Macri dazu auf, den Energieverbrauch zu drosseln.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
4,6 Mio. in Florencias Tresoren
4,6 Millionen US-Dollar - dies ist die Bargeldsumme, die die Justiz vor wenigen Tagen in den Tresoren von Florencia Kirchner in der Hauptfiliale der Banco Galicia im Zentrum von Buenos Aires fand. Hinzu kommt eine weitere Million auf Konten derselben Bank. Die Durchsuchung fand auf Anordnung von Bundesrichter Julián Ercolini statt. Die Aktion erfolgte aufgrund der Anzeige der Abgeordneten Margarita Stolbizer, die Florencias Mutter, Ex-Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner, wegen möglicher Geldwäsche durch deren Hotelunternehmen „Hotesur“ angezeigt hatte. Das Vermögen der einstigen Staatschefin wurde vor kurzem durch die Justiz eingefroren. Dementsprechend vermutet nun die Staatsanwaltschaft, dass Cristina auf dem Namen ihrer Tochter Geld parken wollte, um es so vor dem Zugriff der Justiz zu schützen.
Neuer Kulturminister
Ángel Mahler ist neuer Kulturminister von Buenos Aires. Der 56-jährige Komponist und Orchesterleiter übernimmt das Amt von Darío Lopérfido. Dessen lediglich nur sieben Monate dauernde Amtszeit war überschattet von polemischen Bemerkungen Lopérfidos, der anzweifelte, dass während der Militärdiktatur 30.000 ums Leben gekommen sind. Lopérfido will sich nun wieder ganz dem Teatro Colón widmen, dessen künstlerischer Leiter er ist. Sein Nachfolger als Minister machte sich durch Musicals wie „Drácula“ und „Caligula“ einen Namen. Mahler kündigte an, keine wichtigen personellen Veränderungen in seinem Ministerium vornehmen zu wollen. Er liebäugele mit der Idee eines Musical-Festivals in Buenos Aires, wie der neue Minister gegenüber der Zeitung „La Nación“ andeutete.
Neues Verfahren gegen De Vido
Der einstige Infrastrukturminister Julio De Vido muss sich auf einen weiteren Prozess einstellen. Vor wenigen Tagen leitete Bundesrichter Julián Ercolini ein neues Verfahren mit dem Verdacht auf Amtsmissbrauch und Beteiligung an Korruption ein. Konkret geht es um den Kauf von schrottreifen Zügen aus Spanien und Portugal, die den argentinischen Steuerzahler 100 Millionen Pesos kosteten, aber größtenteils nicht einsatzfähig waren. In der gleichen Sache befinden sich bereits der einstige Verkehrsstaatssekretär Ricardo Jaime und dessen möglicher Strohmann Manuel Vázquez in Haft. De Vido muss sich unter anderem schon wegen der Zugkatastrophe von Once vor Gericht verantworten.
Wal verendet
Trauriges Ende für den Buckelwal, der am Wochenende an den Strand von Mar del Tuyú gespült worden war. Der 15 Meter lange Meeressäuger, der am Sonnabend noch mit großem Aufwand des Küstenschutzes zurück in den Ozean bewegt wurde, überlebte nicht lange. Am Montag trieb das 30 Tonnen schwere Tier tot an die Küste. „Mit viel Mühe hatten wir erreicht, dass der Wal zurück ins Meer konnte. Doch später bewegte er sich nicht mehr. Bislang wissen wir nicht genau, ob er krank war. Aber kein Tier beschließt zu sterben, wenn es nicht krank ist“, erläuterte der an den Rettungsbemühungen beteiligte Meeresbiologe Sergio Morón gegenüber der staatlichen Presseagentur Télam.
Néstors Erbe
60.440.299 Pesos ist die Wert der Erbschaft, die der vor knapp sechs Jahren verstorbene Ex-Präsident Néstor Kirchner seinen Erben hinterließ. Dies berichtet die Zeitung „Clarín“ unter Bezugnahme auf ein Dokument, das Víctor Manzanares, der Steuerberater der Familie Kirchner, vor Gericht präsentierte. Die Summe setzt sich zusammen aus mehreren Immobilien in Río Gallegos (12,7 Mio. Pesos), Festgeldkonten bei der Banco de Santa Cruz (33,8 Mio.), Beteiligungen an den Hotelunternehmen der Familie (13,7 Mio.) sowie einem Auto der Marke „Honda“ (153.615).
Millionen in Florida
Für 65 Millionen Dollar soll Daniel Muñoz, der unlängst verstorbene Privatsekretär Néstor Kirchners, Immobilien in Florida (USA) gekauft haben. Das berichtet die Zeitung „Miami Herald“. Muñoz soll dies mithilfe von Strohmännern und der Briefkastenfirma „Gold Black Limited“ mit Sitz auf den Jungferninseln bewerkstelligt haben. Muñoz fing klein an. Er war zunächst Kassierer des Immobilienunternehmens „Sanfelice“ in Santa Cruz, das mehrheitlich den Kirchners gehört. Später rückte er dann zum Privatsekretär Néstors auf. Ein Posten, den er bis 2009 bekleidete. Der TV-Journalist Alfredo Leuco spekulierte, dass Muñoz das Geld von seinem einstigen Dienstherrn geklaut haben müsse. Dies wiederum werfe ein Schlaglicht auf den tatsächlichen Umfang von Kirchners Vermögen, wenn ein Diebstahl dieser Größenordnung nicht auffalle. (AT/mc/jea)
Meinung
Schweres Erbe
Mehr als ein halbes Jahr seit seiner Amtsübernahme am 10. Dezember 2015 muss Präsident Maurico Macri ein schweres politisches Erbe verwalten. Die obwaltende Korruption unter den Kirchnerregierungen, die nahezu täglich die Aufmerksamkeit der Medien beherrscht, lenkt von den echten Problemen ab, die das schwere Erbe kennzeichnen.Die Kirchnerregierungen haben es fertig gebracht, dank Einfrierung der Tarife und Preise von Erdöl, Gas und Wasser zur Zeit von Präsident Néstor Kirchner die damaligen Überschüsse in ein Defizit zu verwandeln.
Vor einem haben Jahrhundert gelang es dem damaligen Präsidenten Arturo Frondizi die sogenannte „Schlacht des Erdöls“ („Batalla del Petróleo“) zu gewinnen, ohne das Staatsmonopol YPF zu privatisieren, indem YPF Verträge mit zwei US-Firmen abschloss, die sich als erfolgreich erwiesen. Nachher folgten mehrere Auslandsinvestitionen, die kräftig zur Vollbeschäftigung beitrugen, derweil in vier Jahren rund 200.000 Staatsangestellte abgebaut wurden. Rogelio Frigerio, Großvater des jetzigen Innenministers gleichen Namens, war der Mentor dieser Privatisierungspolitik. Nachdem Frondizi mehr als dreißig Staatsstreiche der Militärs überlebt hatte, wurde er gewaltsam abgesetzt.
In den folgenden Jahrzehnten konnte Argentinien sich selber mit Erdöl und Gas versorgen und auch exportieren, darunter vor den Kirchners Gas nach Chile. Derzeit ist Chile Gaslieferant Argentiniens.
Soweit die Geschichte. Die Energiepolitik Macris hat derzeit einen besonders schwierigen Stand. Energieminister Juan José Aranguren verwaltet das Erbe, insbesondere bei Gas, dessen Preis die Kirchners seinerzeit niedrig hielten. Die Folge war ein Rückstand der Förderung und das Ende der Selbstversorgung. Gas muss seither aus Bolivien und mit Schiffen importiert werden, das viel teurer ist, aber dazu beiträgt, den Bedarf im Land zu decken.
Für Präsident Macri und seine Alliierten entpuppt sich die Energiekrise als besonderes schweres Erbe. Die Anhebung der Tarife, die bisher nur angenommene siebzig Prozent betragen, haben Politiker, Kommentatoren in den Medien und Verbraucher zu heftigen Diskussionen verleitet, auch Aufmärsche auf den Straßen und Kritik, weil sie die Verteuerung als zu schnell und nicht genügend graduell empfinden, wenn sie plötzlich Rechnungen bezahlen müssen, die viel teurer sind als vorher. Die Kritik richtet sich an die Macri-Regierung, die unschuldig an der damaligen Tarifeinfrierung von Néstor Kirchner ist, aber deren Konsequenzen spürt. Macri ist besonders vorsichtig und unterstützt Energieminister Aranguren, der am meisten kritisiert wird und auch Rückzieher machen musste. All das im Rahmen einer Inflation, die nicht nachlässt mit zweistelligen Monatszahlen, ohne dass es ihm und seinem Finanzminister Alfonso Prat-Gay gelingt, das Defizit der Staatskasse, auch eine Erbschaft der Kirchners, zu drosseln. Gas und Defizit mit Inflation beherrschen derzeit die politische Szene, wiewohl die Umfragen Macri über 50 Prozent Zustimmung anerkennen und Schatten auf die nächstjährigen Parlamentswahlen werfen.
Meinung
Ein Putsch für Erdogan
Von Stefan Kuhn
Die Gerüchte wollen nicht verstummen. Der türkische Präsident Recep Tayyip Erdogan profitiert am meisten vom gescheiterten Militärputsch gegen ihn. Aber hat er ihn auch inszeniert? Die meisten Experten halten das für unwahrscheinlich. Man kann sich kaum vorstellen, dass ein islamistischer Präsident laizistisch orientierte Offiziere hinter seinen Karren spannen kann.
Auf der anderen Seite war der Putsch äußerst dilettantisch organisiert. Chancen auf Erfolg hatte er keine. Die Streitkräfte waren gespalten, ein Großteil stand loyal hinter der Regierung. Die Putschisten hatten schlicht nicht genügend Leute, um alle strategisch wichtigen Stellen zu besetzen. Die Luftwaffe griff von den Aufständischen gekaperte Flugzeuge und Helikopter an.
Sie hatten auch nicht mit dem Widerstand der Bevölkerung gerechnet. Es gab wohl auch Freudenkundgebungen von Menschen, die sich zu früh über die Absetzung Erdogans freuten, aber eine breite Mehrheit kam der Aufforderung des Präsidenten nach, auf die Straße zu gehen und sich den Putschisten entgegenzustellen. Hinzu kam, dass die Opposition, einschließlich der Kurdenpartei HDP, den Putsch verurteilte.
Erdogan jedenfalls hat durch den gescheiterten Putsch die Argumente, die er braucht, um die Türkische Republik nach seinem Gusto umzugestalten. Der Weg zur Präsidialdiktatur ist nicht mehr weit.
Dass der Präsident das Militär säubern lässt, kann man ihm nicht verdenken. Die Streitkräfte haben sich schon seit der Republikgründung als Hüter der laizistischen Ausrichtung des Staates verstanden. Dabei ließen sich die Militärs einen großen Interpretationsspielraum. 1980 putschte die Armee unter Generalstabschef Kenan Evren gegen die nationalkonservative Regierung Süleyman Demirel. Damals ging es nicht um eine Abweichung vom laizistischen Weg, das Land war in einer schweren wirtschaftlichen Krise und von Links- wie Rechtsterrorismus geplagt. Fast täglich gab es politische Morde.
Doch das war nichts im Vergleich zur Militärdiktatur. Rund 650.000 Menschen wurden festgenommen, 300 starben im Gefängnis, 170 unter Folter und weitere 250 bei Schusswechseln oder unter mysteriösen Umständen. 50 Todesurteile wurden vollstreckt. Tausende verloren ihre Arbeitsplätze, vor allem im Bildungssektor. Es gab über 200.000 politische Prozesse, darunter allein 70.000 wegen „Meinungsdelikten“. 30.000 Menschen verließen das Land.
Die Türken erinnern sich noch gut an diese Zeit. Vermutlich war deshalb der Widerstand gegen den Putsch so stark.
Doch das, was damals die Militärs verbrachen, droht den Türken heute durch Erdogan. Er säubert nicht nur die Streitkräfte, sondern den Justiz- und Bildungssektor. Es wurden bereits Zehntausende entlassen. Prozesse werden folgen und was Meinungsdelikte angeht, wurden schon vor dem Putschversuch die Presse geknebelt und Halbwüchsige wegen Präsidentenbeleidigung vor Gericht gezerrt. Besser wird das nicht werden. Erdogan hat bereits den Ausnahmezustand erklären lassen. Dieser schränkt Grundrechte ein und beschert ihm weitreichende Vollmachten.
Wer glaubt, dass es dabei unblutiger zugehen werde, könnte sich täuschen. Erdogan will die Todesstrafe wieder einführen. Proteste aus Europa und die Gefahr, dass der EU-Beitritt des Landes oder die Visa-Freiheit für türkische Staatsbürger in weite Ferne rücken scheint ihn dabei wenig zu stören.
Erdogan nutzt den Putsch, um seinen größten Feind, den einst mit ihm verbündeten islamistischen Prediger Fethullah Gülen und dessen religiös-soziale Bewegung, zu zerstören. Er macht ihn - eine abwegige Theorie - für den Putschversuch verantwortlich. Gülen lebt in den USA, hat aber in der Türkei noch eine große Anhängerschaft, die Erdogan im Justiz- und Bildungssektor ausmacht.
Ohne den Putschversuch wären solche massiven Säuberungsaktionen wohl kaum möglich gewesen. Wohl deshalb hält sich das Gerücht vom inszenierten Putsch so hartnäckig. Man muss aber gar nicht so weit gehen. Es gibt Indizien, dass die Regierung auf den Putsch vorbereitet war. Am Abend zuvor kam es zu einer Art Generalmobilmachung der Polizeikräfte. Demnach ist es nicht unvorstellbar, dass die Regierung über die Pläne Bescheid wusste und die Putschisten ins offene Messer laufen ließ.
Sehr wahrscheinlich ist das allerdings nicht. Es wäre ein unkalkulierbares Risiko gewesen und nur verwerflich, wenn man den Putsch mit über 260 Toten hätte verhindern können. Zudem wirkten Erdogan und sein Regierungschef Binali Yildirim überrascht und verunsichert. Wahrscheinlicher ist, dass der Vollblutpolitiker Erdogan einfach die Gunst der Stunde nutzt und im Putschversuch eine Abkürzung des Wegs zur Präsidialdiktatur sieht. Der Präsident selbst bezeichnete den Putsch als „ein Geschenk Allahs“.
Meinung
Randglossen
Obwohl mehr als ein halbes Jahr verflossen ist, seit Expräsidentin Cristina Kirchner ihr Amt an Maurico Macri abgab, steht sie im Mittelpunkt des öffentlichen Interesses, allerdings nicht wie vorher als Regierungschefin, sondern als Angeklagte wegen vielfacher Korruption. Als jüngste Überraschung entpuppte sich der Banktresor ihrer Tochter Florencia im Hauptsitz der Banco de Galicia im Stadtzentrum, der auf Anordnung eines Richters geöffnet werden musste, wie man im Fernsehen beobachten konnte. Darin befanden sich 5,7 Millionen US-Dollar in bar. Florencia selber hat nie gearbeitet. Sie behauptete, dass es sich um ihre Erbschaft nach dem Tod ihres Vaters, Expräsident Néstor Kirchner, handelte, womit bewiesen wurde, dass ihr Vater Vermögen aus Korruptionsgeldern hinterlassen hatte.
Umfragen bestätigen, dass Präsident Macri trotz der Diskussionen über die Gastarife mehr als 50 Prozent Zustimmung genießt, was im Klartext bedeutet, dass er seine Zustimmung nach den Stichwahlen vom Vorjahr beibehält, in denen er mit knapp über besagte 50 Prozent gegen den Exgouverneur der Provinz Buenos Aires, Daniel Scioli, gesiegt hatte. Die Diskussionen mit Sprechern der Gasverbraucher über die graduelle Anhebung der von den Kirchners eingefrorenen Tarifen trotz hoher Inflation seither, haben dem Ansehen Macria keinen Schaden angetan. Das Publikum weiss, dass Macri nicht für die eingefrorenen Tarife verantwortlich ist, und zeigt Verständnis dafür, dass Energieminister Juan José Aranguren die Tarifkorrektur graduell vollziehen wird. Gelegentlich muss freilich die volle Tarifkorrektur durchgesetzt werden.
Das ist wohl ein wenig daneben gegangen. Donald Trumps Krönung auf dem Republikaner-Parteitag in Cleveland lief nicht so, wie er sich das vorgestellt hatte. Gut, es gab keinen Putsch, Versuche, die Präsidentschaftskandidatur des politischen Quereinsteigers oder -treibers noch zu verhindern, scheiterten erwartungsgemäß. Aber viele Größen der Partei blieben der Show fern. Am peinlichsten war jedoch die Rede von Trumps dritter Ehefrau Melania. Die war überraschenderweise recht gut, aber ein Plagiat. Melania hatte in weiten Teilen von Michelle Obamas Rede vor vier Jahren abgekupfert. Wenn man schon vom politischen Gegner klauen muss...
Nein, Deutschland ist keine Bananenrepublik und Brandenburg kein Bananen-Bundesland, aber faule Früchtchen gibt es wohl überall. In Guben, einer Stadt mit immerhin 18.000 Einwohnern an der Grenze zu Polen, wurde am Sonntag der wegen Korruption verurteilte Bürgermeister wiedergewählt. Der Mann schlug die von CDU, Linken, SPD und Grünen unterstütze Linken-Kandidatin mit fast 58 zu 42 Prozent der Stimmen. Seine Wähler hielten es wohl für ein Kavaliersdelikt, dass sich der Schultheiß von einer Gartenbaufirma als Belohnung für einen öffentlichen Auftrag den eigenen Garten pflegen ließ. Vielleicht hat er ja versprochen, dass er das nie wieder tun wird, und die Gubener haben ihm eine zweite Chance gegeben.
Wirtschaft
Prat Gay dixit
Finanzminister Alfonso Prat Gay sprach anlässlich der Ausstellung der „Sociedad Rural Argentina“ beim Seminar Agronegocios 2916. Die wesentlichen Aspekte sind folgende.
- Die Wirtschaftspolitik beruht auf dem Konzept des Gradualismus, das im Gegensatz zu Vorschlägen von drastischen Massnahmen stehe, die sogar im Kabinett aufgekommen seien. Jedes Mal, wenn wir bemerken, dass wir von Gradualismus abweichen, werden wir Korrekturen vornehmen. In diesem Sinn wurde eine Höchstgrenze bei der Zunahme der Gastarife festgesetzt.
- Das Urteil der Bundeskammer von La Plata, die Tariferhöhungen beim Gas zu annullieren, ist unhaltbar, weil dadurch der Tarif bei den Beziehern des sozialen Tarifs höher verbleibt, jedoch bei Verbrauchern mit hohem Einkommen geringer ausfällt.
- Die monatlichen Inflationsraten weisen eine deutlich fallende Tendenz auf, und Ende Jahr werden sie bei 1,5% monatlich liegen. Für 2017 werde die Inflationsrate bei 17% liegen und 2019 nur bei 5%.
- Im zweiten Halbjahr 2016 wird der Lohn mehr zunehmen als die Inflation, was zu einer Erholung des Binnenkonsums führen werde. Die Dynamik werde Entgegengesetzte des ersten Halbjahres sein, in dem die Bevölkerung deutlich an Kaufkraft verloren habe.
- Was die Verringerung der öffentlichen Ausgaben betreffe, so werde man noch gradualistischer als auf anderen Gebieten sein, wegen der kritischen geerbten Lage, besonders auf sozialem Gebiet.
- Er hoffe, dieses Jahr mit einem Defizit von ca. 4,8% des BIP abzuschliessen, und dann 2017 ein Defizit wie etwa in Chile zu erreichen. Nulldefizit sei nicht haltbar.
- In der Direktoriumssitzung der Andenkörperschaft vom (vergangenen) Mittwoch sollen Kredite für u$s 600 Mio. an Argentinien genehmigt werden, die für Verhinderung von Überschwemmungen in der Provinz Buenos Aires bestimmt seien.
- Man habe schon Investitionsankündigungen für u$s 30 Mrd. registriert, die zum Teil schon effektiv begonnen werden.
- Die öffentlichen Arbeiten, die aus der vorangehenden Regierung stammen und sillgelegt und nicht weiter bezahlt wurden, wurden geprüft, bevor ein neues Paket von öffentlichen Investitionen in Angriff genommen wird. Jetzt, da dies vollendet sei, sei ein Programm von u$s 12,5 Mrd. eingeleitet worden, das vor allem in der Instandsetzung und Erweiterung des Netzes der Überlandstrassen bestehe.
- In Kürze werde Produktionsminister Francisco Cabrera ein Programm bekanntgegben, mit dem Konkurrenzfähigkeit gewonnen werde, auf der Grundlage der Massnahmen, die schon getroffen worden seien. Wir haben jegliche Erpressung des Produzenten abgeschafft.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 15,27, gegen $ 14,87 am Mittwoch zuvor, und um 13,87% über Ende Dezember 2015. Die ZB Reserven betrugen $ 33,89 Mrd. gegen $ 33,97 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.09.16 bei $ 15,96, zum 30.12.16 bei $ 16,85, zum 31.03.17 bei $ 17,61 und zum 31.05.17 bei $ 18,16. Der Terminkurs per Ende Mai 2017 enthält einen Jahreszinssatz von 24,83%. Der Schwarzkurs erreichte am Mittwoch bei Dollarnoten den Spitzenwert von $ 15,01 für den Ankauf gegen $ 14,86 in der Vorwoche.
***
Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch eine Plus von 5,19% und liegt um 36,46% über Ende 2015.
***
Die argentinischen Staatspapiere notierten wie folgt: „ Argentina 2019“ gewinnt zur Vorwoche 0,71%, „Argentina 2021“ verliert 0,05%, „Argentina 2026“ verliert ebenfalls 0,23% und auch „Argentina 2046“ notiert im Minus mit 0,09%. „Bonar 2024“ gewinnen in einer Woche um 0,24%.
***
Gold wurde am Dienstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 280,66 (Vorwoche $ 280,36) und bei 24 Karat um $ 400,94 (Vorwoche $ 400,52) gehandelt.
***
Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 15.7.16 um 29,86%, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das sich auf Zahlungsmittel im weiteren Sinn bezieht, nahm um 21,14% zu.
***
Die gesamten Bankdepositen in Pesos erreichten am 15.7.16 $ 1,36 Bio., 26,93% mehr als vor einem Jahr. Die Bankkredite in Pesos stiegen in 12 Monaten um 24,27% auf $ 869,72 Mrd. Die Dollardepositen stiegen in dieser 12-monatsperiode um 26,93% auf u$s 15,41 Mrd. und die Dollarkredite nahmen um 46,17% auf u$s 6,74 Mrd. zu. Während im Pesobereich die Kredite 63,95% der Depositen ausmachten, waren es im Dollarbereich nur 43,73%. Dennoch haben sich die internen Dollarkredite in absoluten Beträgen ab Regierungswechsel mehr als verdoppelt.
***
Der Preis für das bisher verbilligte Speiseöl nimmt um etwa 30% zu, weil die Regierung den Fabrikanten erlaubt hat, den Treuhandfonds abzuschaffen, den der ehemaige Staatssekretär Guillermo Moreno eingeführt hatte, der mit Mitteln der Fabrikanten gespeist wurde und für die Subvention des Speiseöls bestimmt war, das im Rahmen des Programmes der „gepflegten Preise“ verkauft wurde. Den Unternehmen, die nicht zum Fonds beitrugen, wurden nicht gestattet, Speiseöl zu exportieren. Sonnenblumenöl, das bisher zu $ 31 pro Liter verkauft wurde, steigt jetzt auf $ 40. Dies umfasst jedoch nur einen Teil des verkauften Speiseöls, angeblich etwas über 20%. Der Rest hatte schon vorher freien Preise.
***
Im Juni verzeichnet der Index der Grossistenpreise des Statistischen Amtes (INDEC) eine Zunahme von 2,9%, womit die Zunahme im ersten Halbjahr 2016 insgesamt 26,7% erreicht. Gegenüber Mai, als der Index um 3,6% stieg, fand eine Abnahme statt. Das Juni-Ergebnis wurde stark durch die Zunahme von 13,8% bei Erdölderivaten und Gas beeinflusst. Landwirtschaftliche Produkte stiegen um 7,4%, indstrielle hingegen nur um 1,1%, und importierte Produkte nahmen um 0,9% ab.
***
Der Index der Baukosten des INDEC stieg im Juni um 1%, gegen 2,2% im Mai.
***
Das Statistische Amt der Stadt Buenos Aires hat ermittelt, dass die Armutsgrenze in der Stadt und den 24 Bezirken der Umgebung im Juni bei $ 12.708 und die Elendsgrenze bei $ 6.307,53 lag. Dies bezieht sich auf ein Ehepar mit zwei Kindern mit Eigenwohnung.
***
Der Internationale Währungsfonds hat für dieses Jahr einen Rückgang des argentinischen Bruttoinlandsproduktes von 1,5% geschätzt, nachdem er im April noch ein Minus von 1% vorgesehen hatte. Für 2017 hinggen rechnet der IWF mit einer BIP-Zunahme von 2,8%.
***
Die Aufsichtsbehörde des Versicherungswesens hat der Versichungsanstalt der Gewerkschaft der Hauswarte (SUTERH) verboten, weiter tätig zu sein, und hat dabei auch eine Beschlagnahme der Güter verfügt. Dies bezieht sich auf die ART Interacción S.A., die die Arbeitsrisiken der Hauswarte versichert. Bei einer Routineinspektion war ein Fehlbetrag von $ 203,5 Mio. in der Bilanz des Jahres 2015 ermittelt worden, der 80% des Vermögens darstellt.
***
Die Regierung hat das unter der vorangehenden Regierung vor drei Jahren abgeschlossene, aber nicht vollzogene Abkommen mit der chineischen China Machinery Engeneering Corporation über die Neuausstattung der Belgrano-Frachtesisenbahn (Buenos Aires nach Tucumán und Jujuy u.a. Nordprovinzen) durch Dekret 6868/16 bestätigt. Es geht dabei um Investitionen in Höhe von u$s 2,47 Mrd. in Lokomotiven und Waggons, plus Reparatur bestehender Waggons und Erneuerung von 3.800 km Schienen, plus Reparatur von 380 km. Diese Eisenbahn ist besonders wichtig für die Provinzen des Nordwestens, weil sie niedrigere Transportkosten als der Lastwagen aufweist, was bei einer Strecke von über 1.500 km stark ins Gewicht fällt.
***
Die Eisenbahn der Provinz Buenos Aires, Ferrobairses, wird jetzt dem Nationalstaat übertragen, was eigentlich schon für 2007 vorgesehen war. Diese Eisenbahn betreibt den Passagiertransport in bestimmten Strecken der Provinz. Ursprünglich gehörte dies auch zum nationalstaatlichen Eisenbahnsystem, aber nachdem die Regierung diesen Personenverkehr unter Menem abschaffen wollte, weil er hohe Verluste verursachte und dank ausgedehntem Omnibusdienst nicht notwendig war, hat die Provinzregierung diesen Dienst unter Gouverneur Eduardo Duhalde übernommen und dabei eine zusätzliche Belastung ihres Haushalts erlitten. Ob der Nationalstaat diesen Dienst für den Personentransport aufrecht erhält und dabei ein hohes Defizit in Kauf nimmt, wurde nicht mitgeteilt.
***
Das Statistische Amt, INDEC, hat ermittelt, dass die Zahl der beschäftigten Arbeitnehmer im 1. Quartal 2016 um 1,2% über dem Vorjahr lag. Es waren 6,55 Mio., gegen 6,47 Mio. im Vorjahr. Doch die Zahl der Unternehmen ist um 0,2% gesunken, von 576.848 auf 575.562. Die Löhne waren dieses Jahr durchschnittlich um 32,1% höher als im Vorjahr. Die interanuellen Zunahmen der Beschäftigung waren im Einzelnen wie folgt: Soziale und gesundheitliche Dienste: +4,8%; Erziehung: +3,5%; Strom, Gas und Wasser: +3,4%; Transport, Fernverbindungen und Lagerung: +3%; Finanzen: +2,7%; Handel: +2,5%. Abnahmen verzeichnen folgende Bereiche: Bauwirtschaft: -6,7%; Landwirtschaft: -4,7%; Bergbau: -4,2%; Industrie: -0,8%. Diese Zahlen zeugen von einer Beschleunigung der Entwicklung zu einer Dienstleistungsgesellschaft.
***
Das Statistische Amt der Stadt Buenos Aires hat für Juni eine Zunahme des Indices der Konsumentenpreise von 3,2% ermittelt, also fast gleichviel wie das INDEC, das auf 3,1% gelangt war. Für 12 Monate lag die Zunahme bei 47,1%, 2,7 Prozentpunkte über 12 Monaten zum Mai. Im Einzelnen weist der Stadt-Index folgende Zunahmen auf: Gesundheitsbetreuung: +8,7%; Strom, Gas,Wasser und Wohnungsausgaben: +4,2%; Nahrungsmittel und alkoholfreie Getränke: +3%; Freizeitausgaben und Kultur: +3,7%; Restaurants und Hotels: +3%; Haushaltsinstandhaltung und Ausstattung: +2,5%; Fernverbindungen: +6,4%.
***
Die Produktion von Rohstahl lag im Juni mit 372.400 Tonnen um 16,2% unter dem gleichen Vorjahresmonat, teilt die Kammer der Stahlindustrie mit. Bei warmgewalzten Stahlprodukten lag die Produktion mit 326.300 Tonnen um 16% unter dem Vorjahr, so dass es im 1. Halbjahr 1,99 Mio. Tonnen waren, 11,5% unter dem Vorjahr. Die Kapazitätsauslastung der Stahlwerke liegt bei 60%.
***
Das Energieministerium schreitet mit der Verpflichtung zur Errichtung zusätzlicher Kapazitäten für die Stromerzeugung voran. Bei einer ersten Ausschreibung wurden schon 20 Offerten angenommen, die insgesamt 1.917 MW ausmachen. Jetzt wurde eine zweite Ausschreibungsrunde abgeschlossen, mit 7 weiteren Projekten für insgesamt 956 MW und einer Investition von u$s 800 Mio. Unter den Firmen, die jetzt eine Zuteilung erhalten haben, befinden sich YPF, Genneia, Sol Energy, Araucaria Energy und MSU. Im nächsten Sommer sollen 653 MW verfügbar sein, davon 455 MW aus der ersten Ausschreibung und 198 MW aus der zweiten. Für nächsten Sommer wird mit einer grossen Stromlieferung der Wasserkraftwerke gerechnet, deren Staudämme viel Wasser haben. Dennoch kann die landesweite Nachfrage nur voll befriedgt werden, wenn es keine Pannen gibt und der Konsum als Folge der Tariferhöhung leicht abnimmt.
***
Fachmänner aus Banken und Beratungsgesellschaften erwarten fur ganz 2016 eine durchschnittliche Jahresinflation von 38,4%, ein Rückgang des Bruttoinlandsproduktes um 1% und einen Wechselkurs bis Jahresende von $ 15,96 je Dollar. Diese Prognosen wurden aus dem Bericht „Latin Focus Consensus Forecast“ über Argentinien entnommen. Die Hochrechnungen bezogen auf die Inflationswerte differieren sehr stark untereinander. Die Baratungsgesellschaft F&E geht von 44,8% aus, die Investmentbank Goldman Sachs von 44,8%, Ecolatina von 43,9%, LCG von 42,1% und Banco Supervielle von 41,2%. Optimistischer stuften die Lage Banco Santander-Rio und die Beratungsgesellschaft Capital Economics. In beiden Fällen erwarten ihre Experten ene Preiserhöhung von ca. 30%, Deutsche Bank geht von 31,2% aus, Banco Galicia von 37,5% und Analytica von einer Jahresinflation i.H. von 37,8% aus. In Bezug auf das durchschnitliche Wirtschaftswachstum für 2016 gibt es ebenfalls Divergenzen. So geht das Beratungsbüro Económetrica von einem Rückgang von 1% aus, während F&E ein Minus von 2% prognostiziert. Estudio Bein und Ecolatina haben einen Rückgang von 1,9% vorausgesagt, FIEL prognostiziert ein Minus von 0,3% und BBVA von 0,4%. Für kommendes Jahr variieren die Erwartungen ebenfalls sehr stark. Banco Santander geht von einem Plus von 5% aus, C&T erwartet +4,9% und Empiria +4,2%. Apoyo Consultoría sieht ein schwaches Wachstum von lediglich 0,4%, während das Kieler Institut ebenfalls eine Erholung des BIP um nur 0,4% voraussagt.
***
75 japanische Unternehmer in Vertretung von 54 Firmen hielten sich vergangene Woche in Argentinien auf, und stellten Investitionen in unmittelbarer Zukunft über etwas mehr als u$s 1 Mrd. in Aussicht, aber unter der Voraussetzung, dass die Organisation für wirtschafliche Zusammenarbeit (OECD) Argentiniens Qualifikation im kommenden Oktober verbessert. Die Investitionen würden sich überwiegend auf die Bereiche der Infrastruktur, der erneuerbaren Energien, des Bergbaus und der Automobilindustrie konzentrieren.
***
Die ZB hat die Verfahren gegen ca. 60.000 Personen aufgehoben, die sich auf Verletzung der Normen der Devisenbewirtschaftung beziehen, die jetzt nicht mehr strafbar sind. Hier wurde das Prinzip des Strafrechtes angewendet, dass im Zweifelsfall stets die für den Angeklagten günstigere Norm gilt. Die Verfahren bezogen sich auf den Kauf von Devisen für Tourismus, ohne ins Ausland gereist zu sein, die Abhebung von mehr Dollar bei einer Bank als erlaubt war u. dgl. mehr.
***
Die Getreidebörse von Buenos Aires schätzt, dass die mit Sonnenblume dieses Jahr zu säende Fläche um 31% über dem 1,22 Mio. ha des Vorjahres und 5% über dem Fünfjahresdurchschnitt liegen wird. Die Zunahme beruht u.a. darauf, dass die Dürre in bestimmten Gegenden nicht erlaubt hat, Weizen anzubauen. Inzwischen hat es jedoch in diesen Gebieten wieder geregnet.
***
Das Amt, das das Rentensystem verwaltet, die ANSeS, hat durch Beschluss 203/16 verfügt, dass bei Gerichtsurteilen zweiter Instanz, die gegen sie ausfallen, keine Berufung vorgebracht wird, sofern die Urteile sich an die Grundsätze halten, die der Oberste Gerichtshof festgesetzt hat. Bei den Urteilen erster Instanz verbleibt vorerst die übliche Berufung der ANSeS vor der Kammer. Das widerspricht in Wort und Geist dem jüngsten Gesetz über Zahlung von Schulden an Rentner.
***
Die Transportunternehmer haben am Montag ihre Tätigkeit für unbestimmte Zeit stillgelegt, was sich sofort auf die Häfen nördlich von Rosario ausgewirkt hat, wo die Frachter keine Ladug erhielten. Die Unternehmer fordern einen höheren Tarif und Sicherheitsmassnahmen an den Häfen.
***
Die Leitung des Unternehmens „Yacimientos Carboníferos Rio Turbio (YCRT) hat schon ca. tausend Kauforders und Ausschreibungen für ca. $ 100 Mio. rückgängig gemacht, weil Überpreise festgestellt wurden oder das vorgeschriebene Verfahren nicht eingehalten wurde. Weitere tausend Fälle werden noch untersucht.
***
Die Brennstoffproduktionen erreichten in den ersten fünf Monaten ein Volumen von 8,98 Mio. cbm, und lagen damit um 2,7% unter dem Vorjahr. Die Exporte erlitten einen Rückfall von 33,9%. YPF konnte ihre Vormachtstellung verteidigen, mit einer Marktbeteiligung von 56%, gefolgt von Axion mit 16% der Autofahrer, berichtet das Beratungsunternehmen IES.
***
Der landesweite Stromverbrauch erreichte im vergangenen Juni einen neuen Rekord für diesen Monat, berichtet die Stiftung Fundelec. Bedingt durch die niedrigen Temperaturen lag er um 4,9% über dem gleichen Vorjahresmonat In der Bundeshauptstadt und den Bezirken der Umgebung betrug die interanuelle Zunahme 6,9%. In Salta waren es +17%, in Misiones +16%, in Santaigo del Estero +13%, in Tucumán +12% und in Corrientes +11%. Am anderen Extrem gab es Abnahmen in den patagonischen Provinzen und Mendoza. Der landesweite Juniwert lag 2016 unter den zehn höchsten in der Geschichte seit Verbrauchmessungen vorgenommen werden. Der hohe Konsum der Haushalte hat den geringeren Konsum vieler Unternehmen, die eine geringere Tätigkeit ausweisen, mehr als ausgeglichen. Bei guter Konjunktur wäre die Zunahme höher gewesen, was die Möglichkeit der Versorgung in Frage gestellt hätte.
***
Präsident Macri kündigte im Anwesenheit von Fernverbindungsminister Oscar Aguad und Produktionsminister Francisco Cabrera Erleichterungen für die Anschaffung von Handys der 4 Generation an. Die billigsten Modelle sollen $ 2200 kosten und in zwölf Monatsraten zahlbar sein. Damit strebe man, dass bis zu 8 Mio. Argentinier ihre älteren Modelle der zweiten und dritten Generation umtauschen, auch damit sie die Vorzüge des mobilen Internet nutzen können. Macri kündigte ebenfalls für dieses Jahr Investitionen auf dem Bereich der Telefonie und dem IT-Sektor über $ 76,5 Mrd. an. Bald werden die Netzbetreiber die Frequenzen von 700 Mhz nutzen können.
***
Rentner und Sozialhilfebezieher erhalten ab sofort eine fünfzehnprozentige Rückerstattung der Mehrwertsteuer für Lebensmitteleinkäufe im Supermarkt. Voraussetzung ist, dass man die Waren mit einer Debitkarte bezahlt. Das entsprechende Dekret 858 sieht einen Höchstbetrag der Rückerstattungen von monatlich $ 300 vor. Von der Massnahme sind fast 9 Mio. Menschen betroffen.
***
Carlos Melconian, Präsident von Banco Nación, weihte nach einer neunjährigen Abwesenheit den Stand seiner Institution in der Agrarausstellung La Rural ein. Das Finanzinstitut bietet zur Zeit die Möglichkeit, Investitionen in Pesos mit einer um zwei Prozentpunkte verbilligten Zinsrate, und in Dollar mit einer Vergünstigung von 0, Porzentpunkten. Die Kunden von AgroNación erhalten ausserdem eine zinslose Finanzierung auf ein Jahr wenn sie auf der Rural Rinder kaufen. Hier handelt es sich vornehmlich um Rassenstiere, die eine Kapitalinvestition darstellen, die zur qualitativen Verbesserung des Rinderbestandes bestimmt ist.
***
Der Umsatz sämtlicher Supermärkte lag im Mai 2916 mit $ 22,76 Mrd. um 24,7% über dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet das INDEC. In den ersten 5 Monaten 2016 waren es $ 110,04 Mrd., 27% über dem Vorjahr. In beiden Fällen lag die Zunahme unter der durchschnittlichen Preiszunahme, was einen mengenmässigen Rückgang, aber auch einen Übergang auf billigere Produkte, zum Ausdruck bringt.
***
Der Umsatz der Shopping Centers lag im Mai mit $ 4,13 Mrd. um 29,7% über dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet das INDEC. In fünf Monaten 2016 lag der Umsatz mit $ 18,72 Mrd. um 27,2% über dem Vorjahr.
***
Die Provinz Chubut hat Schuldscheine für u$s 650 Mio. auf 10 Jahre zu 7,75% untergebracht. Im Mai hatte die Provinz für u$s 50 Mio. noch 8,875% gezahlt. Sieben Provinzen haben dieses Jahr schon insgesamt u$s 5,6 Mrd. auf dem internationalen Finanzmarkt aufgenommen, mit Zinsen zwischen 5,75% und 9,37%, was zum grossen Teil mit der Frist der Titel zusammenhängt.
***
Das Gesetz über Weisswaschung und Zahlung von Schulden an Pensionäre wird am 1. August 2016 effektiv in Kraft treten. Angeblich sollen bis dahin auch die Ausführungsbestimmungen per Dekret und AFIP-Mitteilung bekanntgegeben werden.
***
Die ZB erhielt bei der Ausschreibung von Lebac-Wechseln vom Dienstag Offerten von $ 68,22 Mrd. die gesamthaft angenommen wurden. Somit wurde die Amortisation bestehender Lebac von $ 60,69 Mrd. voll gedeckt, und es verblieb noch ein Überschuss von $ 7,53 Mrd., der eine kontraktive monetäre Wirkung hatte. Die Zinsen verblieben bei 35 Tagen (die $ 48,94 Mrd. umfassen) bei 30,25% und lagen bei 63 Tagen bei 29,35% (-5 Prozentpunkte), bei 98 Tagen bei 28,60% (-0,5%), bei 119 Tagen unverändert bei 28,25%, bei 147 Tagen unverändert bei 27,80%, bei 203 Tagen unverändert bei 27,20% und bei 252 Tagen bei 26,93% (-0,2%).
***
Landwirtschaftsminister Ricardo Buryaile erklärte, die nächste Verringerung der Exportzölle bei Sojabohne werde erst im kommenden Jahr durchgeführt. Im Dezember, vier Tage nach seinem Amtseintritt, hatte Mauricio Macri die Exportzölle von 35% auf 30% heruntergesetzt. 2017 sollen es dann 25% sein. Bei Weizen, Mais, Sonnenblume, Fleisch und zahlreichen anderen Produkten der Landwirtschaft wurde der Exportzoll ganz abgeschafft. Bei Sojabohne ist der Weltmarktpreis inzwischen stark gestiegen, so dass die Rechnung auch bei 30% Exportzoll aufgeht. Die Verringerung bezieht sich auf die Sojabohne, die ab Oktober gesät und ab März 2017 geerntet wird.
***
Der illegale Strassenverkauf in Buenos Aires ist im Juni zum Vormonat deutlich um 7,3% zurückgegangen. Wie die Argentinische Handelskammer (CAC) weiter berichtet, wurden im vergangenen Monat insgesamt 1612 Strassenhändler gezählt; 46,1% weniger als im gleichen Vorjahresmonat. Sehr stark ging der Strassenverkauf auf der ehemals beliebten Avenida Avellaneda zurück. Hier gab es vor einem Jahr 1000 Strassenverkäufer; heute sind es nur noch 15.
***
Die Andenkörperschaft, CAF („Corporacion Andina de Fomento“), die von den Andenländern gegründete Förderungsbank, genehmigte neue Kredite an Argentinien über insgesamt u$s 619 Mio. Vorgesehen ist der Bau des sogenannten „Paseo del Bajo“ in Buenos Aires für Gesamtkosten von u$s 700 Mio, von denen u$s 300 Mio. über diese Kreditlinie finanziert werden. Es handelt sich um eine Verbindung, über Strassen und Tunnels, von der Südausfahrt am Hafen von Buenos Aires, bis zur nördlichen Ausfahrt, so dass der normale Verkehr auf dieser Strecke stark entlastet wird. Des Weiteren wird ein System für Trinkwasserbehandlung für La Plata, Berisso und Ensenada mit u$s 212 Mio. finanziert. Weitere Trinkwasserproyekte werden in den Provinzen Chaco, Formosa und Salta durchgeführt. Bewässerungsprojekte in den Provinzen Chaco und Catamarca werden mit u$s 40 Mio. aus dieser Kredilinie finanziert.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Der Präsident von Uruguay, Tabaré Vazquez, gab Ende der Vorwoche bekannt, dass die Firma UPM (die die Zellstofffabrik von Botnia in Fray Bentos übernommen hat), eine weitere Zellulosefabrik in Uruguay errichten werde, mit einer geschätzten Investition von u$s 4 Mrd. Diese Fabrik wird am Rio Negro, im Inneren von Uruguay, gebaut. Der Staat hat sich verpflichtet, u$s 1 Mrd. in Strassen, einer Eisenbahnverbindung und im Hafen von Montevideo zu investieren, die für diese Fabrik bestimmt sind. Die neue Zellstofffabrik, mit einer Produktion von 2,6 Mio. Jato (doppelt so viel wie die von Fray Bentos) ab 2020, wird bei weitem die grösste des Landes sein. Die von Fray Bentos erforderte eine Investition von u$s 1,2 Mrd, und die von Montes del Plata, im Departement Colonia, eine von u$s 2 Mrd. Uruguay wird jetzt zu einem weltweit bedeutenden Erzeuger von Zellulose, die dann in anderen Ländern zu Papier und Pappe verarbeitet wird. Die neue Fabrik wird 8.000 Arbeitsplätze schaffen und schliesslich einen Beitrag von 2 bis 2,5 Prozentpunkten zum BIP leisten.
***
In Venezuela wurden im 1. Halbjahr 2016 nur 1.550 Automobile erzeugt, 86% unter den 10.922 Einheiten der gleichen Vorjahresperiode.
***
Die mexikanische Regierung hat die zweite Runde der Erdölausschreibungen eingeleitet, die sich auf 15 Blocks im Golf von Mexiko beziehen. Offerten können bis März 2017 eingereicht werden. Es handelt sich um Verträge für gemeinschaftliche Ausbeutung mit dem Staat für 30 Jahre. Diese Ausschreibungen sind eine Konsequenz der Reform der mexikanischen Erdölgesetzgebung, die zum ersten Mal nach 80 Jahren private Mitwirkung erlaubt.
***
Ein Jahr nachdem die diplomatischen Beziehungen zwischen Washington und Havanna wiederaufgenommen worden sind, hat Kuba ein Ende des US-Embargos gefordert. «Die Blockade ist eine Politik der Vergangenheit und muss aufhören», sagte die kubanische Chefunterhändlerin Josefina Vidal in einem am Mittwoch veröffentlichten Interview der Parteizeitung «Granma». «Das Ende des Embargos hat für Kuba höchste Priorität und ist essenziell für die Normalisierung der Beziehungen.» Inzwischen können Bürger aus den USA leichter in den sozialistischen Karibikstaat reisen. Daneben sind US-Unternehmen in den Hotelsektor eingestiegen oder kooperieren im Telekommunikationssektor mit kubanischen Firmen. Allerdings findet zwischen den beiden Ländern noch kaum Handel statt. Die US-Regierung nimmt nur zögerlich einzelne Branchen oder Firmen vom Embargo aus, Finanztransaktionen sind praktisch unmöglich. (dpa)
***
Laut IWF-Schätzung geht das BIP von Brasilien dieses Jahr um 3,3% zurück. Für ganz Lateinamerika wird mit Minus 0,4% gerechnet, und für 2017 mit einem Plus von 1,6%. Dennoch verzeichnet der brasilianische Aktienmarkt in diesem Jahr eine Kurszunahme von leicht über 30%, nachdem der Börsenindex ab Ende 2010 um ca. 75% gefallen war, besonders stark ab 2. Halbjahr 2014. Offensichtlich rechnet die Wirtschaftswelt mit einer baldigen Erholung.
***
Die brasilianische ZB, seit kurzem unter der Leitung von Ilan Goldfajn, hat beschlossen, den Referenzzinssatz Selic unverändert auf 14,25% beizubehalten, obwohl es sich um den höchsten Satz im letzten Jahrzehnt handelt. Nachdem die Inflation auf 9% jährlich gestiegen ist, bleibt die Geldpolitik weiter restriktiv, obwohl dies nicht zur Überwindung der Rezession beiträgt.
***
Geschäftsnachrichten
Telecom
Der neue Geschäftsführer dieses lokalen Telefonunternehmens, Germán Vidal, kündigte für dieses Jahr Investitionen von $ 10,6 Mrd. an, im Rahmen eines Investitionsprogrammes von $ 40 Mrd. bis einschliesslich 2018. Das Unternehmen gehört seit März mehrheitlich dem Fonds Fintech, den der Mexikaner David Martinez kontrolliert, der schon vor einigen Jahren das Aktienkpaket gekauft hatte, das Telecom Italia gehörte. Die Regierung von CFK hatte das Kaufgeschäft jedoch nicht genehmigt, aber auch nicht beanstandet, sodass die effektive Übertragung erst letzten März stattfand. Vidal erklärte, das Unternehmen hänge nicht von einem multinationalen Konzern ab, das Management sei zu 100% lokal, und die Strategie werde an Ort entwickelt. Dennoch ist der Fonds, dem das Unternehmen mehrheitlich gehört, ausländisch. Vidal erläuterte auch, dass die Firma gegenwärtig Modernisierungsarbeiten in der Stadt Buenos Aires und der nördlichen Umgebung vollende, die die Kapazität des 3G-Netztes um 80% erweitern. Das Netz 4G umfasse schon 441 Ortschaften, was sämtliche Provinzhauptstädte einschliesst.
Pan American Energy
Dieses Erdölunternehmen, das British Gas, der chinesischen CNNOC und Bridas, von der lokalen Familie Bulgheroni, gehört, hat am Donnerstag der Vorwoche eine Investition von u$s 1,4 Mrd. für dieses Jahr angekündigt. Ehrenpräsident Alejandro Bulgheroni unterrichtete Präsident Mauricio Macri im Regierungsgebäude über diese Investition, in Begleitung von Mario Das Neves, Gouverneur von Chubut, und Omar Gutierrez, Gouverneur von Neuquén. Von der Investition entfallen u$s 900 Mio. auf das Gebiet von Golfo San Jorge, wo sich das Lager Cerro Dragón befindet, eines der grössten im Land. PAE wird auch u$s 300 Mio. in Neuquén und u$s 70 Mio. in Tierra del Fuego investieren. Die verbleibenden u$s 130 Mio. entfallen auf Gebiete in anderen Orten des Landes. Zwischen 2002 und 2015 hat PAE schon u$s 13 Mrd. investiert, und dadurch die Gasproduktion um 67% und die von Erdöl um 34% erhöht. Gleichzeitig hat das Unternehmen die Reserven in dieser Periode um 150% erweitert. Das neue Investitionsprogramm ist eine konkrete Antwort auf die jetzt verfügte Erhöhung des Gaspreises.
Maxinta
Diese traditionelle Wechselstube hat geschlossen. Der Präsident und Mehrheitsaktionär der Firma, Fernán Peralta Ramos, erklärte, das Finanzgeschäft gehe jetzt andere Wege. Er wies darauf hin, dass andere Wechselstuben nicht schliessen könnten, weil sie noch Strafverfahren in Gang bei der ZB haben. Die Wechselstuben gerieten in eine Systemkrise, als die Regierung von CFK den freien Kauf von Devisen für Hortung verbot (was hier als „cepo“ benannt wurde), so dass die Zahl der Unternehmen von 60 auf 30 sank. Doch das Geschäft hat sich auch nachher nicht ausreichend erholt, wobei neue ZB-Normen zusätzliche Komplikationen geschaffen haben. Wenn jemand einen Betrag von über u$s 500 in bar kaufen will, muss er dies bei einer Wechselstube mit einer Zahlkarte machen, die das Geschäft mit 1,5% verteuert. Der gleiche Dollarkauf bei einer Bank hat diese finanzielle Belastung nicht. Die gleiche Differenz gilt auch bei Überweisungen. Schliesslich wirkt auch der Umstand störend, dass Wechselstuben nur von 10 bis 15 Uhr tätig sein dürfen.
IRSA
Dieser von Eduardo Elzstain kontrollierte Konzern hat seine Beteiligung an der Firma Aldama abgestossen, die chemische Produkte für die Landwirtschaft erzeugt, und dabei einen Gewinn von u$s 240 Mio. erzielt.Bei Aldama war IRSA Partner einer chinesischen Firma. Die IRSA-Aktien sind nach diesem Verkauf sofort gestiegen. Gleichzetig wurde bekannt, dass Elzstain eine Investorengruppe leitet, die den IDB-Konzern in Israel, den grössten des Landes, gekauft hat. Save Track Diese Firma, mit Büro in Puerto Madero, hat schon über tausend der von ihr entwickelten Geräte in Strassen eingerichtet, die bei fahrenden Fahrzeugen feststellen, wann sie Symptome aufweisen, die einen Unfall herbeführen können. Star Track wurde 2015 von fünf Ingenieuren und einem Unternehmensverwalter mit einem Anfangskapital von $ 3 Mio. gegründet.
Megatlon
Diese Kette von Fitnessstudios kündigte für das zweite Halbjahr die Eröffnung von sechs weiteren Filialen an. Insesamt wurden $ 100 Mio. investiert. Die Geschäfte werden aus einer neu eröffneten Filiale im Staddteil Belgrano geführt.
Transportadora de Gas del Sur (TGS)
Dieses Unternehmen, das die Ferngasleitungen von Tierra del Fuego und von Neuquén nach Buenos Aires in Konzession betreibt, plus die Anlage zur Gasbehandlung in General Cerri, bei Bahía Blanca, und dem Konzern Pampa Energía gehört, der von Marcelo Mindlin kontrolliert wird, wurde zu 50% zum Preis von u$s 241 Mio. vom Konzern GIP („Grupo Inversor Petroquímico“) übernommen, der von den Familien Sielecki und Werthein kontrolliert wird, wobei auch der US-Fonds EMS Capital am Kauf beteiligt war. Der Kauf fand über CIESA statt, die das Aktienpaket von TGS hält. Das Geschäft soll in ca. 20 Tagen abgeschlossen werden, wenn der Kauf der lokalen Filiale von Petrobras durch den Fonds GIP abgeschlossen ist. Der GIP-Konzern ist ausserdem Inhaber von „Petroquìmica Cuyo“, die eine Polypropylenfabrik in Mendoza betreibt, und hat im Februar 2016 die Firma Petroken für u$s 184 Mio. von der niederländischen Lyondell Basel gekauft. Jetzt soll die Kapazität der Anlage von General Cerri erweitert werden, die schon der grösste lokale Verarbeiter von flüssigen Stoffen ist, die sich aus dem Gas ergeben, mit einer Produktion von 300.00 Jato Ethanol, 150.000 Jato Benzin und 550.000 Jato Propan/Butan. Diese Produkte werden an lokale petrochemische Unternehmen geliefert und auch exportiert. Zu diesem Zweck verwendet die Firma die eigenen Verschiffungsanlagen im Hafen Puerto Galván.
Massalin Particulares
Diese Zigarettenfirma, eine Tochtergesellschaft der US-Firma Phillip Morris u.a., schliesst eines ihrer Werke in Tucumán und entlässt 80 Mitarbeiter aus zwei weiteren Fabriken, eine in Goya (Corrientes) und die andere in Merlo (bei der Bundeshauptstadt) als Folge de Umsatzrückganges, der infolge der drastischen Erhöhung der Zigarettensteuer eingetreten ist, die vor wenigen Monaten verfügt wurde. Der Raucher zahlt z.Z. 80% des Packungspreises an Steuern, gegen vorher 70%. Sofern es sich um einen Rückgang des Zigarettenkonsums handelt, ist dies positiv, da dann weniger geraucht wird, was der Gesundheit der Menschen gut bekommt. Aber die lokalen Fabrikanten weisen darauf hin, dass dies den Schmuggel angeregt hat, der hauptsächlich aus Paraguay kommt.
Mercedes-Benz
Der weltweit größte Bushersteller Daimler Busse hat auf einer rund 20 km langen Strecke in Amsterdam mit dem Mercedes-Benz Future Bus mit CityPilot seine erste autonome Fahrt im Stadtverkehr absolviert. Der Buss fährt auf einem Teilstück der längsten Expressbus-Linie Europas (Bus Rapid Transit, BRT) bis zu 70 km pro Stunde, hält zentimetergenau an Haltestellen und Ampeln, fährt automatisch an, durchquert Tunnel, bremst für Hindernisse sowie Fußgänger auf der Fahrbahn und kommuniziert mit Signalanlagen. Der Fahrer ist an Bord und überwacht das System, wird dabei aber erheblich entlastet. Daimler Busse ist der weltweit erste Hersteller, der einen Stadtbus im realen Verkehrsgeschehen automatisiert fahren lässt.
Wirtschaftsübersicht
Die inflationäre und rezessive Wirkung der Tariferhöhungen
Die Tarife öffentlicher Dienste wurden in letzter Zeit drastisch erhöht. Elektrischer Strom, Gas, Wasser, der öffentliche Verkehr, alles wurde teurer: der Gaspreis stieg um bis zu 400% gegenüber dem Vorjahr, was jedoch vorläufig wegen gerichtlicher Verfügungen in der Schwebe geblieben ist, und der Tarif vom Strom und Wasser nahm schon vorher allgemein zu, weniger als beim Gas, aber auch sehr stark, und auf alle Fälle mit effektiver Gültigkeit. Auch vorher hatte es schon Tariferhöhungen gegeben. So wurde der Gastarif 2015 um 171% erhöht. Hinzu kommen noch die Tariferhöhungen beim öffentlichen Personentransport, die jedoch allgemein geringer waren, und die Anhebung des Benzin- und Dieselölpreises, und auch der Taxitarife. Wenn man alles zusammenrechnet, so ergibt sich für ein typisches Mittelstandseinkommen, bei dem kein Sozialtarif besteht, eine Einkommenseinbusse von mindestens 10% und allgemein weit darüber. Ohnehin lag das Familieneinkommen im Juni, vor der Erhöhung des Gastarifs, laut einer Ermittlung der Consulting-Firma F&E real um 11,2% unter dem gleichen Vorjahresmonat.
Jetzt kommt noch nach und nach die sekundäre Wirkung des Tarifsprungs hinzu. Einmal steigen die Gemeinausgaben der Appartmentwohnungen, bei denen vornehmlich Gas im Winter bei der Zentralheizung stark ins Gewicht fällt, aber auch die Verteuerung bei Strom und Wasser sich auswirkt, wobei hier noch eine Erhöhung der Löhne der Hauswarte und gelegentlich noch weiterem Personal hinzukommt, die dieses Jahr kräftig war. Und dann kommt noch die Abwälzung der Tariferhöhungen auf die Preise im allgemeinen, weil die Unternehmen, die die einzelnen Güter erzeugen, transportieren und verkaufen die Zusatzkosten auf die Preise abwälzen.
Somit ergibt sich aus den Erhöhungen einmal eine inflationäre Wirkung, die die interanuelle Zunahme der Konsumentenpreise, die jetzt schon um die 45% liegt, auf über 50% führt. Gleichzeitig bedeutet das niedrigere Einkommen, das nach der Zahlung der öffentlichen Dienste plus erhöhter Gemeinkosten für Appartmentwohnungen verbleibt, eine entsprechend geringere Nachfrage nach anderen Gütern, was rezessiv wirkt. Dies dürfte die Preiszunahmen in bestimmten Fällen (Bekleidung, Haushaltsgeräte u.a.) leicht bremsen, jedoch den Druck, den die höheren Kosten öffentlicher Dienste verursachen, bestimmt nicht ausgleichen. Hinzu kommt noch die inflationäre Wirkung der monetären Expansion, die durch das gestiegene Defizit der Staatsfinanzen herbeigeführt wird: das echte Defizit (mit Zinsen) lag im 1. Halbjahr 2016 mit $ 132,5 Mrd. um 45% über dem Vorjahr, und Macri will jetzt allerlei öffentliche Investitionen in Gang setzen, was eine weitere Erhöhung verheisst, um so mehr als die Rezession, die Abschaffung, bzw. Verringerung der Exportzölle, mehrere Steuerverringerungen und höheren Zuwendungen an die Provinzen gleichzeitig zu niedrigeren Nettosteuereinnahmen des Nationalstaates führen.
Für Präsident Mauricio Macri ist all dies besonders peinlich. Er hatte eine sinkende Inflation vorweggenommen, mit einer Jahresrate von 25% gegen Ende 2016, und auch eine Überwindung der Rezession im zweiten Halbjahr. Und jetzt wird es genau umgekehrt sein, mit höherer Inflation und einer stärkeren Rezession. Das stellt Macri nicht nur vor ein kompliziertes politisches Problem, sondern zwingt ihn und sein Wirtschaftskabinett, die Wirtschaftspolitik gründlich zu durchdenken. Gelegentlich taucht dabei auch der Gedanke auf, dass es doch besser gewesen wäre, das Wirtschaftsministerium beizubehalten, mit Landwirtschaft, Industrie und Energie als untergeordneten Staatssekretariaten statt Ministerien. Denn der Wirtschaftsminister ist grundsätzlich dazu da, um die Politik der einzelnen Bereich in ein Gesamtkonzept zu fassen, was jetzt gefehlt hat. Eigentlich müsste jetzt der Kabinettschef diese Rolle übernehmen, was er jedoch bisher nicht getan hat.
Der massive Strassenprotest vom Donnerstag der Vorwoche in den verschiedenen Stadtvierteln der Bundeshauptstadt und in den Vororten, und auch sonst in vielen Städten des Landesinneren, kann gewiss nicht auf die leichte Schulter genommen werden. Obwohl extrem linke Gruppen, wie die Arbeiterpartei („Partido obrero“) sich bemühten, mit Fahnen und Schildern die Kundgebungen zu beherrschen und politisch zu kapitalisieren, handelte es sich allgemein um einen echten bürgerlichen Protest, bei dem der Mittelstand stark vertreten war, der letztes Jahr mehrheitlich für Macri gestimmt hatte. Man kann wohl noch mehr erwarten. Auch die Gewerkschafter haben sich in Bewegung gesetzt und neue Lohnerhöhungen gefordert, lange vor Beendigung der geltenden Arbeitsverträge. Dabei besteht dann die Gefahr, dass eine sich beschleunigende Lohn-Preisspirale in Gang kommt, die dann entsteht, bei der die ohnehin schon kritische Lage in einem völligen Chaos entartet.
Beim Tarifkonflikt wurden viele Klagen vor Gericht eingereicht, und die Richter haben dabei Stellung bezogen, auch wenn es sich um ein Thema handelt, das nicht judiziabel ist. Sie haben allgemein die Erhöhungen aufgehoben oder annulliert. Ihr Grundargument ist, dass die Audienzen, die die 1994 reformierte Verfassung vorsieht, nicht einberufen worden waren. Das ist jedoch ein formelles Argument, da diese Audienzen für die Regierung nicht bindend sind. Es handelt sich nur darum, dass die Tariferhöhungen in Einzelheiten erklärt werden müssen. Die Richter haben dabei einen chaotischen Zustand geschaffen, bei dem man nicht weiss, was jetzt gilt und ob die Rechnungen, die die Konsumenten erhalten, zu zahlen sind. Das hat in vielen Fällen dazu geführt, dass auch der bisher geltende Betrag nicht gezahlt wurde. Beim Gas wird der neue Tarif auf alle Fälle bestenfalls im August effektiv angewendet.
Jetzt muss der Oberste Gerichtshof entscheiden, der als erstes von der Regierung Aufklärung über die einzelnen Aspekte der Tariferhöhungen gefordert hat. Er will über Kosten, Subventionen und allerlei mehr informiert werden. Das bedeutet, dass das höchste Gericht nicht nur über den formellen Aspekt entscheiden will, also die Tatsache, dass es keine Audienzen gab, und eventuell auch andere formelle Fehler bestehen, sondern über die wirtschaftliche Entscheidung der Regierung urteilen will.
Was der Oberste Gerichtshof jetzt fordert, hätte die Regierung von vorneherein tun müssen. Auch über den sozialen Aspekt der Tarife hätte die Regierung schon Auskunft geben müssen. So wie die Regierung die Tariferhöhungen vollzogen hat, handelt es sich um eine gigantische Improvisation. Was Energie betrifft, so sollte die Regierung die Gruppe der acht ehemaligen Energiesekretäre einberufen, die seit über einem Jahrzehnt das Energieproblem untersuchen und es gewiss eingehend kennen. Sie gehörten verschiedenen Regierungen an, so dass hier die Politik bei Seite bleibt. Auch Daniel Cameron, der ein Jahrzehnt lang unter den Kirchners Energiesekretär war, und ein hervorragender Kenner der Materie ist, sollte zu Rat gezogen werden.
Dass die Audienzen, also die Einberufung von Vertretern der Verbände, die sich mit Konsumentenschutz befassen, nicht vollzogen wurden, beruht wohl darauf, dass die zuständigen Minister und Staatssekretäre befürchten, dass dabei ein politischer Konflikt entsteht. Indessen ist die Lösung relativ einfach: einmal muss in jedem Fall bei der Audienz eine eingehende Information übergeben werden, wenn möglich mit graphischen Darstellungen. Dann muss man die Kritiker reden lassen, persönliche Beleidigungen und allerlei Dummheiten übergehen, die dabei geäussert werden, und die Diskussion sanft auf die technischen Punkte lenken. Die Erfahrung lehrt, dass dann schliesslich diese Massenveranstaltungen versanden, auch wenn sie viele Stunden dauern, und die Regierung macht, was sie für richtig hält, wobei eventuell bestimmte Vorschläge, die bei der Versammlung auftauchen, aufgenommen werden können.
Grundsätzlich geht es einmal darum, wie weit die Kosten durch den Tarif und durch Subventionen gedeckt werden, die mit Steuereinnahmen und Geldschöpfung finanziert werden. Die Regierung sollte hier die These vertreten, dass sie eine „fifty-fifty-Lösung“ anstrebt. Denn: zu billige Tarife führen zu überhöhtem Verbrauch, der dann nicht befriedigt werden kann oder zu hohe Investitionen beansprucht. Ausserdem stellt die Subvention dann eine zu grosse Belastung für die Staatskasse dar, und zwingt, die überhöhte Steuerbelastung beizubehalten. Und zu hohe Tarife führen zu schwierigen sozialen Problemen, die vermieden werden müssen. Als zweiter Punkt kommt dann die Tarifstruktur. Hier handelt es sich einmal um den sozialen Tarif, der Gruppen mit niedrigem Einkommen und auch bestimmte Kleinunternehmen berücksichtigt. Auch dies muss eingehend erklärt werden. Doch abgesehen davon muss das Thema der Progressivität berücksichtigt werden. Besonders beim Strom muss der Tarif sehr progressiv sein, einmal, um wohlhabendere Haushalte stärker zu belasten, und dann, um besonders bei diesen eine sparsamere Haltung herbeizuführen, z.B. durch Abschaltung der Lufkühlgeräte in Räumen, in denen sich niemand befindet. Beim Gas geht es vornehmlich um weniger Heizung. Doch beim Wasser, wo allgemein ein überhöhter Konsum besteht, werden die Tarife für Haushalte gemäss der Fläche der Wohnung berechnet, so dass kein Anreiz zum sparen besteht. Die Wasserversorgung müsste gemessen werden, was jedoch die Einrichtung von Messgeräten erfordert und nicht einfach ist.
Die Konsumentenschutzverbände bringen auch das Thema der Gewinne der Unternehmen vor, die die einzelnen öffentlichen Dienste betreiben, zeigen jedoch hier mehr Vorurteile als Sachkenntnis. Die Bilanz der Unternehmen, die öffentliche Dienste betreiben, sind in den meisten Fällen allgemein zugänglich, weil die Aktien an der Börse kotieren, und wo dies nicht der Fall ist, sollte sie die Regierung zur Verfügung stellen. Beim Strom haben die Betreiber von Kraftwerken, Stromfernleitungen und Verteilungsnetzen seit über 12 Jahren keine Dividenden ausgeschüttet, und einige, wie die Stromverteiler Edenor und Edesur stehen stets am Rande der Pleite. Das Kraftwerk „Central Costanera“, bei der Bundeshauptstadt, ist mit geringer Kapazitätsauslastung tätig, weil es eine vollkommene Überholung erfordert, die die Firma nicht finanzieren kann. Die Gewerkschaft der Stromarbeiter erklärt in einem offenen Brief vom vergangenen Freitag, dass die Unternehmen des Strombereichs zu den rentabelsten des Landes gehören. Das ist grober Unfug und sollte von den Unternehmen an Hand der Bilanzen sofort wiederlegt werden, bevor dies die ganze Diskussion vergiftet.
Was Gas betrifft, so beruht die starke Erhöhung, die jetzt den Produzenten gewährt wird, auf der Notwendigkeit, die Forschung nach neuen Lagern anzuregen. Es hat keinen Sinn, die lokale Gasproduktion mit einem niedrigen Preis zu bremsen, und gleichzeitig Gas per Schiff zu importieren, das unverhältnismässig teurer ist. Dass die Unternehmen dabei Geld verdienen ist selbstverständlich, aber politisch schwer zu erklären. Doch auf alle Fälle ändert der Nettogewinn der Gasproduzenten kaum etwas am Endpreis, den der Konsument zahlt. Auch wenn alle Betreiber öffentlicher Dienste einen Gewinn erzielen, so dürfte dieser geringer sein, als die Vergeudung, die Bürokratie und die Fehlentscheidungen, die bei staatlicher Betreibung die Regel sind. All dies muss eingehend und wiederholt erklärt werden. Beim staatlichen Wasserversorger AYSA wurden die Ausgaben nach Übernahme der privaten Aguas Argentinas phänomenal erhöht, besonders durch eine bedeutende unnötige Erhöhung der Belegschaft. Das kostet viel mehr als ein eventueller Gewinn des privaten Betreibers. Aguas Argentinas kostete die Staatskasse nichts, AYSA hingegen etliche Milliarden Pesos, sowohl für Investitionen wie für die Deckung des Betriebsdefizites.
Beim öffentlichen Personentransport in städtischen Gegenden stellt sich ein völlig anderes Problem. Einmal sollte der Tarif für die verschiedenen Verkehrsmittel so gestaltet werden, dass die Menschen die Eisenbahn und die U-Bahn vor dem Omnibus bevorzugen. Denn die Strassen sind verstopft, was den Verkehr allgemein stört und verlangsamt. Zum zweiten müssen die Tarife differenziert sein, so dass sie pro Kilometer bei längeren Strecken degressiv sind. Sonst werden Menschen, die in der Peripherie von Gross Buenos Aires wohnen, schwer benachteiligt. Ebenfalls muss es eine Differenzierung zu Gunsten derjenigen geben, die täglich zur Arbeit fahren. All dies wird bisher nur halbwegs gemacht.
Die Kirchner-Regierungen haben bei den Tarifen öffentlicher Dienste wilde Demagogie betrieben und Macri ein phänomenales Problem hinterlassen. Doch der Hinweis auf die verfahrene Lage, die die Regierung geerbt hat, löst das Problem nicht. Es muss in jedem Einzelfall gründlich durchdacht und erklärt werden. Es ist gewiss nicht einfach, die Bevölkerung zu überzeugen, dass sie jetzt mehr für öffentliche Dienste zahlen muss und somit eine unvermeidliche Einkommenseinbusse erleidet. Und noch schwieriger, ist es dabei, die Rezession kurzfristig zu überwinden.
Wirtschaftsübersicht
Das Steuerproblem der Korrupten
Die Zunft der Steuerberater frägt sich seit Jahren, wie es die korrupten Kirchnerbeamten machen, um ihren sichtbaren Vermögenszuwachs zu rechtfertigen. Denn sie haben bei analogen Situationen ein oft unlösbares Problem, nämlich wenn ein Kunde ein schwarzes Gelegenheitseinkommen in einem Automobil, einer Wohnung oder sonst etwas anlegt, und dann vom Berater verlangt, dass er dies in die Vermögenserklärung aufnimmt und steuerlich rechtfertigt.
Grundsätzlich müssen Vermögenszunahmen mit dem Einkommen der entsprechenden Periode im Einklang stehen. Eine Erhöhung kann durch das normale Einkommen aus Löhnen, Gehältern, Honoraren, Dividenden, Gewinnen und Provisionen, sowie durch den Wertzuwachs von bestehenden Vermögensteilen, bei Dollarguthaben durch die Abwertung, oder durch Erbschaft, Schenkungen oder Kredite gerechtfertigt werden, wobei zunächst die normalen Ausgaben des Betreffenden abgezogen werden müssen. Aber wenn ein Minister oder sonst ein hoher Beamter, der vorher kein Vermögen hatte und auch nichts geerbt hat, plötzlich eine teure Wohnung, eine Luxusvilla, ein Luxusautomobil u.dgl mehr aufweist, kann er dies bestimmt nicht mit seinem Beamteneinkommen rechtfertigen. Flüssige Mittel können diese Steuerhinterzieher schwarz im Ausland behalten, ohne dass sie entdeckt werden. Aber wenn sie das Geld in Immobilien, Automobilen und sonstwie im Land anlegen, dann entsteht ein Problem. Bei Cristina Kirchner ist die offizielle Steuererklärung notorisch unglaubwürdig. Sie hält keiner normalen Prüfung stand. Und bei der Weisswaschung, die unlängst eingeführt wurde, wurden diejenigen ausgeschlossen, die in den letzten Jahren hohe Ämter bekleideten.
Dass das Steueramt sich unter den Kirchners nicht um diese Fälle gekümmert hat, beruht darauf, dass der AFIP-Direktor dann sofort entlassen worden wäre. Ricardo Echegaray, der allgemein gute Arbeit geleistet hat, hat in dieser Beziehung Befehlen der Kirchners strikt gehorcht, und hohe Beamte geschont. Indessen bleibt die Verantwortung bei ihm. Er hätte eben zurücktreten müssen. Jetzt kann er zunehmende Probleme erwarten, da nach und nach die einzelnen Fälle an die Oberfläche kommen.
Dennoch fällt auf, dass dieses Thema immer noch bestenfalls unter „ferner liefen“ behandelt wird. Der ehemalige Planungsminister Julio de Vido hat jetzt einen Prozess wegen des Unfalls am Bahnhof Once. Das ist jedoch völlig abwegig. Er kann als Minister nicht für alle Einzelheiten verantwortlich sein, die seine Staatssekretäre und untergeordnete Beamte betreffen. Hingegen solle er erklären, wie er zu seiner Luxusvilla in der Nähe von Zárate gekommen ist, die mindestens eine Million Dollar wert ist. Auch der ehemalige Transportsekretär Ricardo Jaime kann alles was er sich während seiner Amtszeit gekauft hat, angefangen mit einer teuren Wohnung, nicht rechtfertigen. Hingegen ist seine Verantwortung wegen des Once-Unfall juristisch fragwürdig. Das er gestohlen hat, ist eine Sache, und dass er sich nicht um die Bremsen der Züge gekümmert hat, etwas ganz anderes. Seine Verurteilung war politisch.
Auch der ehemalige Wirtschaftsminister und dann Vizepräsident Amado Boudou kann sein sichtbares Vermögen steuerlich nicht rechtfertigen. Der Prozess, der jetzt wegen der Übernahme der Ciccone-Druckerei gegen ihn läuft, hat hingegen eine schwache Grundlage, weil nicht nachgewiesen werden kann, dass der Käufer, Vandenbroele, sein Strohmann war. Dass er Ciccone erlaubt hat, die Steuerschuld in Raten zu zahlen, kann er mit der Notwendigkeit rechtfertigen, das Unternehmen und die Arbeitsplätze zu erhalten. Bei einem Konkurs hätte das Steueramt ohnehin nichts kassiert. Im Fall von Boudou fällt auf, dass der Prozess wegen der Verpflichtung einer Consulting-Firma bei der Umschuldung der Provinz Formosa während er Wirtschaftsminister war, nicht vorangeht, obwohl es sich um einen sehr einfach Fall von Entwendung öffentlicher Gelder handelt. Denn hier wurden umgerechnet u$s 2 Mio. an eine Consulting-Firma gezahlt, für eine Dienstleistung, die nicht bestand und auch nicht zulässig war, da die finanziellen Beziehungen der Provinzen mit dem Nationalstaat eine politische Angelegenheit sind, bei der es keine Vermittler oder Berater geben kann. Die Firma, die dabei mitgewirkt hat, „The Old Fund“, hatte ausserdem keinerlei Erfahrung auf diesem Gebiet und hat effektiv hier nichts geleistet. Es besteht kein Zweifel, dass das Geld an Boudou ging, eventuell zum Teil auch an Gouverneur Gildo Insfran. Abgesehen davon hat Boudou dieses Einkommen auch nicht versteuert, so dass noch ein zweites Verbrechen hinzukommt.
Die Liste der hohen K-Beamten, die ihr Vermögen steuerlich nicht rechtfertigen können, ist sehr lang. Sie fängt mit Néstor und Cristina Kirchner und deren Kindern Máximo und Florencia an, und geht dann mit Ministern, Staatssekretären und anderen Beamten weiter. Auch der ehemalige Chef des Heeres, César Milani, kann seine Luxuswohnung in der Nähe der Goethe-Schule nicht rechtfertigen. Auch der ehemalige Gouveneur der Provinz Buenos Aires, Daniel Scioli, kann seinen Vermögenszuwachs nicht erklären. Die damaligeVorsitzende der Münzanstalt, Katya Daura, kann die Luxuswohnung nicht rechtfertigen, die sie in Pilar für u$s 300.000 gekauft hat, die in Wirklichkeit mehr als doppelt so viel Wert ist. Das Steueramt müsste einfach die Steuererklärungen der hohen Beamten der K-Regierungen prüfen, und dann bei Ungereimtheiten vorgehen, wie es das Gesetz vorschreibt.
Wenn eine Steuerhinterziehung entdeckt wird, dann muss zunächst eine Steuer von 35% des nicht angegebenen oder nicht gerechtfertigten Betrages gezahlt werden, zu der dann noch Zinsen, Wertberichtigungen und Bussen kommen. Und dann kommt noch eine Haftstrafe hinzu, wie es es das Steuerstrafgesetz vom Jahr 1990 vorsieht. Der von Macri ernannte AFIP-Direktor Alberto Abad, der schon vor Echegaray das gleiche Amt bekleidet hatte, steht jetzt unter Zugzwang. Denn sonst könnte er selber in dieser Angelegenheit kleben bleiben, u.a. wenn bestimmte Fälle verjähren. Ausserdem sollten die in einzelnen Fällen zuständigen Richter unter die Lupe genommen werden, so Casanello im Fall von Formosa, der nicht vorankommt und schon lange beendet sein sollte.